
Optimierung der getrennten Sammlung von Bioabfällen 
Die Bundesgütegemeinschaft Kompost (BGK) und der Verband der Humus- und Erdenwirt-
schaft (VHE) haben gemeinsam ein Handbuch zur getrennten Sammlung von Bioabfällen 
herausgebracht. Das gut 70-seitige Werk mit dem Titel „Einführung und Optimierung der 
getrennten Sammlung zur Nutzbarmachung von Bioabfällen“ richtet sich an öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger, Abfallbehörden, Entscheidungsträger, Planer und Entsor-
gungsunternehmen.  

Das Handbuch gibt eine fachlich detaillierte Übersicht über alle grundlegenden Aspekte und 
Rahmenbedingungen der getrennten Bioabfallerfassung. Ziel der Zusammenstellung ist es, 
die Möglichkeiten und Grenzen der getrennten Erfassung aufzuzeigen und die Rahmenbe-
dingungen zu konkretisieren, unter denen die getrennte Sammlung und Verwertung erfolg-
reich ist. 

Angesprochen werden die Entwicklung der getrennten Sammlung, Begriffsbestimmungen, 
Rechtsbestimmungen, Potentiale an erfassbaren Bioabfällen, der aktuelle Stand der Ge-
trenntsammlung in Deutschland sowie in den einzelnen Bundesländern, die Durchführung 
der Sammlung mit Regelungen der Abfalltrennung, Ausführungen zu geeigneten Sammelge-
fäßen, der erforderlichen Öffentlichkeitsarbeit, vergabe- und vertragsrechtliche Regelungen, 
Kosten, Gebührenregelungen, Nutzen der Bioabfallverwertung (rohstoffliches Nutzenpotenti-
al, energetisches Nutzenpotential) sowie die Optimierung der getrennten Erfassung (zusätz-
lich erfassbare Mengen, Checkliste zur Einführung der Biotonne, Checkliste zur Optimie-
rung). Anhänge mit den Abfallbilanzen der Bundesländer, den einschlägigen Bestimmungen 
der Landesabfallgesetze sowie ein ausführliches Quellenverzeichnis machen das Handbuch 
zu einem nützlichen Nachschlagewerk. 

Angebote zur Getrenntsammlung 

Die meisten Körperschaften haben die 
Biotonne eingeführt. Nach wie vor gibt 
es aber „weiße Flecken“, in denen den 
Bürgern keine Möglichkeit zur getrenn-
ten Sammlung und Verwertung von 
Bioabfällen angeboten wird. Mit der 
vorliegenden Untersuchung wird die 
aktuellste bundesweite Erhebung vor-
gestellt (Tabelle 1).  

Zum 1. Januar 2009 lebten 65,2 Mio. 
Einwohner in Gebieten, in denen die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger den Einwohnern eine Biotonne 
anbieten. Dies sind 79,2 % der Ein-
wohner Deutschlands. Der Flächenan-
teil der öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger mit Biotonne beträgt 68,7 
% bezogen auf die Gesamtfläche 
Deutschlands. 

Die Bandbreite der Erfassungszahlen 
in den Körperschaften mit Biotonne 
reicht von weniger als 10 kg/E*a bis 
hin zu mehr als 200 kg/E*a, im Mittel 
werden in den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsgebieten, die eine Bioton-
ne anbieten, 55,7 kg/E*a erfasst. In 
verdichtet großstädtischen Gebieten 



mit einer Einwohnerdichte über 2.000 Einwohner/km² - hierunter fallen Städte wie Dortmund, 
Nürnberg, Offenbach, Ludwigsburg, Berlin, Hamburg, München - werden nicht mehr als 50 
kg/E*a Bioabfall erfasst. 

Aktuelle Entwicklung spricht für getrennte Sammlung 

Diskussionen um die Sinnhaftigkeit der Biotonne finden immer dann statt, wenn es um die 
Einführung, Erweiterung oder auch um eine eventuelle Einstellung dieser Erfassung geht. 
Gegen die getrennte Sammlung von Bioabfällen aus Haushaltungen werden z. T. finanzielle 
Argumente angeführt. Andere Körperschaften entscheiden sich gerade aufgrund steigender 
Restmüllentsorgungskosten für die Einführung der getrennten Bioabfallsammlung. 
Diskussionen oder Entscheidungen verschiedener öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger 
zeigen, dass die getrennte Sammlung von Bioabfällen derzeit weiter ausgebaut wird. So ha-
ben allein in den letzten beiden Jahre etwa der Landkreis Meißen, der Landkreis Sächsische 
Schweiz, die Stadt Rotenburg (Hessen), der Landkreis Osterholz und die Stadt Karlsruhe die 
Biotonne eingeführt. In Berlin hatte der Rechnungshof in 2007 die Einstellung der Biotonne 
empfohlen. In 2008 hat das Land aber beschlossen, die getrennte Erfassung von Bioabfällen 
auszuweiten und die getrennt erfassten Bioabfälle zu vergären.  

2009 haben im Kreis Offenbach die Städte Langen, Rodgau und Dietzenbach sowie Schwal-
bach im Main-Taunus-Kreis die Biotonne aufgrund steigender Kosten der Restmüllverbren-
nung eingeführt. Gebührenregelungen 

Die Art der Gebührenerhebung für die Bioabfallerfassung ist das wichtigste Steuerungsin-
strument. Im vorgestellten Handbuch wird dies an Beispielen anschaulich belegt. Die meis-
ten Länder haben die kommunale Gebührenerhebung in Kommunalabgabengesetzen be-
stimmt. Bei der Einführung der Biotonne ist eine wesentliche Streitfrage, ob die Kosten der 
Erfassung und Verwertung der Bioabfälle in die Restmüllgebühr eingerechnet werden dürfen 
oder eine eigenständige Gebühr zu erheben ist. 

Eine „Quersubventionierung“ der Bioabfallerfassung wurde z. T. richterlich beanstandet. In 
Hessen können beispielsweise nach einem Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichts-
hofes die Vorhaltekosten für eine Biotonne nicht in die Grundgebühr für Eigenkompostierer 
eingerechnet werden. Auch in Nordrhein-Westfalen sind entsprechende Gebührensatzungen 
vom Oberverwaltungsgericht beanstandet worden, bis eine nähere Bestimmung im Landes-
abfallgesetz erfolgte. § 9 Absatz 2 Satz 5 LAbfG NRW stellt klar, dass für die Biotonne keine 
kostendeckende Gebühr erhoben werden muss. Vielmehr ist sowohl die Erhebung einer ein-
heitlichen Behältergebühr für die Restabfall- und Bioabfallentsorgung möglich, als auch die 
Erhebung einer nicht kostendeckenden Sondergebühr für die Biotonne. 

Das Einrechnen der Vorhaltekosten für die Bioabfallentsorgung in eine Einheitsgebühr ist 
danach sowohl vom OVG NRW,  als auch vom Bundesverwaltungsgericht (20.12.2000 
Az.11C7.00) zugelassen worden. Ähnliche Regelungen enthalten die Landesabfallgesetze in 
Niedersachsen (NAbfG §12 Abs. 5) und Schleswig-Holstein (§ 5 Abs. 3 LAbfWG SN). Ein-
deutige landesrechtliche Bestimmungen, so das Ergebnis, erhöhen im Hinblick auf Steue-
rungsmechanismen für die getrennte Sammlung die Rechtssicherheit gegenüber gebühren-
rechtlicher Kritik, die gegenüber der Förderung der Bioabfallerfassung erhoben werden könn-
te. 

 

 

 

 

 

 

 



 

Optimierung der getrennten Sammlung 

Durch die flächendeckende Einführung der Biotonne können in Deutschland nach den vor-
liegenden Erhebungen mindestens 1,3 Mio. t 
Bioabfälle jährlich zusätzlich erfasst und ver-
wertet werden. Dieser Wert ergibt sich, wenn 
für die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, 
die die Biotonne bislang nicht anbieten, die 
durchschnittliche spezifische Bioabfallmenge 
(Biotonne) der Körperschaften vergleichbarer 
Siedlungsdichte angenommen wird und die 
getrennt erfasste Grüngutmenge aus privaten 
Haushalten, die in der Abfallstatistik in der Re-
gel nicht separat ausgewiesen ist, einbezogen 
wird. Besonders hoch ist das zusätzliche Po-
tential in den ländlichen Gebieten. Schätzun-
gen des Bundesumweltministeriums gehen 
sogar davon aus, dass bei konsequenter Ge-
trenntsammlung gegenüber dem Status Quo 
mittelfristig bis zu 3 Mio. t Bioabfälle zusätzlich 
gesammelt und verwertet werden können. 

Möglichkeiten der Optimierung  
 
Für bestehende Systeme der getrennten Sammlung 
ist ein Optimierungsbedarf gegeben, wenn  
 die Bioabfallerfassungszahlen in geschlosse-

ner Bebauung unter dem Küchenabfallpotenti-
al (50 kg/E*a) liegen, oder  

 die Summe aus Bioabfall (Biotonne) und priva-
tem Grüngut  

 - im ländlichen Raum unter 120 kg/E*a, 
 - im städtischen Raum unter 80 kg/E*a und 
 - im großstädtischen Raum unter 50 kg/E*a 
 liegt, oder 
 der Anschlussgrad an die Biotonne weniger 

als 70 % beträgt. 
Ferner ist zu prüfen,  
 ob ein ausreichendes Biotonnenvolumen von 

mindestens 20 l/E*Wo zur Verfügung steht, in 
offener Bebauung der Einsatz von 240 Liter 
Biotonnen zur Verfügung steht, oder ob zu-
sätzliche Systeme zur Grünguterfassung ein-
zusetzen sind,  

 ob nach dem Gebührensystem ausreichend 
Anreize zur getrennten Erfassung von Bioab-
fällen bestehen, 

 ob die Vorgaben für die getrennte Erfassung 
(Vor-sortiervorgaben) einfach und umfassend 
sind und  

 ob eine ausreichende begleitende Öffentlich-
keitsarbeit durchgeführt wird und ggf. Maß-
nahmen zur Kontrolle von Verunreinigungen 
ergriffen werden. 

Bei den Körperschaften, die die Biotonne be-
reits eingeführt haben, weisen Erfassungsmen-
gen von weniger als 50 kg/E*a auf Optimie-
rungspotential hin. In diesen öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsgebieten ist die ge-
trennte Bioabfallerfassung meist freiwillig und 
mit z. T. erheblichen zusätzlichen Kosten für 
den Nutzer verbunden. Durch eine Änderung 
des Gebührensystems kann in diesen Fällen 
eine deutliche Erhöhung des Anschlussgrads 
und damit der erfassten Menge erreicht werden. 

Die Studie ist auf der BGK-Website www.kompost.de und der VHE-Website www.vhe.de als 
pdf verfügbar und kann als Druckexemplar bei der BGK für 14,50 Euro zzgl. MwSt. und Ver-
sand erworben werden. (KE) 
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